
STADT UHINGEN 
 

BEBAUUNGSPLAN 
„Oberer Wasen II – 3. Änderung“ 

  
 

TEXTTEIL (Teil B) 
I. BEBAUUNGSPLAN 
II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

ENTWURF 
  
 
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 (1) BauGB: .......... 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom: ..…….. 
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB: ..…….. bis ..…….. 
 
Feststellung des Entwurfes und Veröffentlichungsbeschluss: .......... 
 
Veröffentlichung gem. § 3 Abs. 2 BauGB: .......... bis .......... 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom: .......... 
 
Satzungsbeschluss gem. § 10 (1) BauGB: .......... 
 
 
 
 
Ausgefertigt: 
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I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 
Bebauungsplan „Oberer Wasen II – 3. Änderung“ (nach § 9 BauGB) 
 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 394). 
 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetztes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176). 
 

- Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802). 
 

- Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 
2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. 
S. 229,231). 

 
 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, i.V.m. § 1-15 BauNVO) 

 

 

 

 

Gewerbegebiet (GE) 
Siehe Plandarstellung/Nutzungsschablone 
 
zulässig sind: 

(1) Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von 
Strom oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, La-
gerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 

(2) Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

(3) Tankstellen, 

(4) Anlagen für sportliche Zwecke. 

 

Nicht zulässig sind: 

(1) Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebs-
inhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundflächen und Baumasse untergeordnet sind, 

(2) Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

(3) Vergnügungsstätten, Sexshops, Bordelle und bordellartige Betriebe, 

(4) Werbung als gewerbliche Anlage (Fremdwerbung), 

(5) Einzelhandelsbetriebe. 

 

 
 
 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, i.V.m. § 16-21a BauNVO) 

 

  

Grundflächenzahl (GRZ) 
Siehe Nutzungsschablone 
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Höhe der baulichen Anlage 
Siehe Nutzungsschablone 
 
Die Höhe der baulichen Anlagen wird durch die Festsetzung von maximalen 
Gebäudehöhen (GHmax) festgesetzt. Die Gebäudehöhe ist als höchster Punkt 
des Gebäudes definiert. 
 
Punktuelle Überschreitungen der festgesetzten maximalen Gebäudehöhen mit 
technischen Gebäudeteilen (z.B. Aufzügen, Anlagen für Klimatisierung, Belich-
tungskuppeln etc.) um max. 3,0 m sind zulässig. 
 
Die Höhenfestsetzungen sind bezogen auf die Bezugshöhe (BH - siehe Plan-
einschrieb). Die Bezugshöhe beschreibt die Höhenlage des Gesamtgebäudes 
über Normalnull (NN). 
 

 
 
 

3. Bauweise (§ 9 (1) 2 BauGB, i.V.m. § 22 BauNVO) 

 

  
Siehe Nutzungsschablone 
 
a = abweichende Bauweise im Sinne der offenen Bauweise ohne Begrenzung 
der Gebäudelänge. 
 

 
 
 

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 (§ 9 (1) 2 BauGB, i.V.m. § 23 BauNVO) 

 

  

Überbaubare Grundstücksflächen 
Siehe Plandarstellung 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. 
 

 
 
 

5. Stellplätze und Garagen  (§ 9 (1) 4 BauGB i.V.m. §12 (2) BauNVO) 

 

  
Garagen und überdachte Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. Offene Stellplätze sind innerhalb und außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 

 
 
 

6. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 (1) 10 BauGB) 

 

  
Siehe Plandarstellung 
 
Die gekennzeichneten Bereiche sind entsprechend den Vorgaben des 
§ 9 FStrG (Bundesfernstraßengesetz) von Hochbauten jeder Art freizuhalten. 
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Ausnahmsweise können Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO und Stellplätze 
gemäß § 12 BauNVO zugelassen werden, sofern die ausdrückliche Zustim-
mung der Straßenbauverwaltung des Regierungspräsidiums Stuttgart erteilt 
wird. Nach der Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) genehmigungs-
freie Anlagen bedürfen in diesem Bereich der Genehmigung der Straßenbau-
verwaltung des Regierungspräsidiums Stuttgart. 
 

 
 
 

7. Verkehrsflächen (§ 9 (1) 11 BauGB) 

 

  

Verkehrsflächen 
Siehe Plandarstellung 
 
Die Aufteilung der Verkehrsflächen ist unverbindlich. 
 

 
 
 

8. Flächen für die Wasserwirtschaft und den Hochwasserschutz 
 (§ 9 (1) 16 BauGB) 

 

  

Flächen für den Hochwasserschutz 
Siehe Plandarstellung 
 
Die Fläche dient der Unterbringung eines Erdwalls für den Hochwasserschutz 
der dahinterliegenden Flächen. Der Erdwall ist in seiner bestehenden Form zu 
erhalten, Veränderungen (insbesondere Abgrabungen) sind nicht zulässig. 
 

 
 
 

9. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB) 

 

  
Zur Beleuchtung sind insektenfreundliche Leuchtmittel (z.B. Natriumdampf-
hochdrucklampen (HSE/T-Lampen) oder LED) und Leuchten (z.B. mit 
Richtcharakteristik und vollständig gekapselter Lampengehäuse gegen das 
Eindringen von Insekten) zu verwenden. 
 

 
 
 

10. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
 (§ 9 (1) 21 BauGB) 

 

  
Siehe Plandarstellung 
 
LR 1 = Leitungsrecht zugunsten der Stadt Uhingen für die Führung eines Ab-

wasserkanals. 
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11. Bauliche und technische Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen (§ 9 (1) 24 BauGB) 

 

  

passive Lärmschutzmaßnahmen 
Siehe Plandarstellung 
 
Für Gebäude, die innerhalb des Geltungsbereichs errichtet werden, muss im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vom Antragsteller der Nachweis 
erbracht werden, dass die erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße 
der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen entsprechend der im zeich-
nerischen Teil dargestellten Außenlärmpegel der DIN 4109 dimensioniert wer-
den. 
 
Schutzwürdige Räume im Sinne der DIN 4109, an deren Fassaden Beurtei-
lungspegel von über 55 dB(A) tags oder nachts erwartet werden, sollten mit 
fensterunabhängigen Lüftungseinrichtungen ausgestattet werden. Dies kön-
nen dezentrale Wand- /Fensterlüfter oder zentrale raumlufttechnische Anlagen 
sein. 
 
An Fassadenbereichen, an denen gesundheitsgefährdende Beurteilungspegel 
von über 70 dB(A) anstehen, sind ausschließlich Grundrisse zulässig, die aus-
schließlich schutzwürdige Räume aufweisen, welche eine natürliche Belüftung 
jeweils von der lärmabgewandten Seite ermöglichen. 
 
Wo dies nicht möglich ist, sind die anstehenden Beurteilungspegel vor schutz-
würdigen Aufenthaltsräumen durch architektonische Selbsthilfemaßnahmen, 
wie z.B. verglaste Loggien, Wintergärten, verglaste Laubengänge, Prallschei-
ben oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen auf das Schutzniveau 
von < 70 dB(A) zu reduzieren. 
 
Außenaufenthaltsbereiche (z.B. Balkone, Loggien, Terrassen) sind nur auf der 
lärmabgewandten Seite zulässig. Ist dies nicht möglich, so ist durch aktive 
Schallschutzmaßnahmen oder Maßnahmen am Gebäude selbst sicherzustel-
len, dass der auf die Tageszeit bezogene Beurteilungspegel in den Außen-
wohnbereichen auf maximal Lr = 65 dB(A) begrenzt wird. 
 

 
 
 

12. Bindung für Bepflanzung und für die Erhaltung von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) 25b BauGB) 

 
  

Pflanzbindungen Einzelbäume (PFB 1) 
 
Die in der Planzeichnung dargestellten Bäume entlang der Römerstraße sind 
zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang möglichst artgleich oder durch hoch-
stämmige Laubbäume zu ersetzen. 
 
Für die Anlage von Grundstückszufahrten ist es zulässig, je Grundstück 2 
Bäume zu entfernen. 
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II. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
zum Bebauungsplan „Oberer Wasen II – 3. Änderung“ (nach § 74 LBO) 
 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
- Die Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 5. März 2010 

(GBl. S. 357, 416), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2023 
(GBl. S. 422) 

 
- Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 

2000, 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. 
S. 229,231). 

 
 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 74 (1) 1 LBO) 

 

  

Dachdeckung und Dachbegrünung 
 
Es sind nur rote, rotbraune, braune, schwarze und anthrazitfarbene Ziegel und 
Dacheindeckungselemente zulässig, ausgenommen hiervon sind Anlagen zur 
Solarenergienutzung und bepflanzte Dachflächen. 
 
Flachgeneigte Dächer bis 5° Dachneigung sind vollflächig extensiv oder inten-
siv zu begrünen, sofern diese nicht anderweitig oder für eine Photovoltaikan-
lage genutzt werden. 
 
Extensive oder intensive Begrünung sind mit einer Schichtstärke von mindes-
tens 12 cm auszuführen. 
 
Glänzende und reflektierende Dacheindeckungselemente sind nicht zulässig. 
Ausgenommen hiervon sind Anlagen zur Solarenergienutzung. 
 

 
 
 

2. Werbeanlagen (§ 74 (1) 2 LBO) 

 

  

Zulässigkeit von Werbeanlagen 
 
Werbeanlagen dürfen bei einer Fassadenfläche bis zu 100 m² eine maximale 
Ansichtsfläche von 10 m², ab einer Fassadenfläche von 100 m² eine Fläche 
von 10% der Fassadenfläche nicht überschreiten. 
 
Die Oberkante der Werbeanlage darf die Höhe der Fassade nicht überschrei-
ten. 
 
Werbeanlagen auf Dachflächen sowie Werbung mit Leuchtfarben, Wechsel-
licht, Lauflicht, elektronische Laufbänder, Videoleinwände, bewegte Werbean-
lagen o.ä. sind nicht zulässig. 
 
Freistehende Werbeanlagen dürfen die Gebäudehöhe und eine Ansichtsfläche 
von 10 m² nicht überschreiten. Je Baugrundstück ist maximal eine freistehende 
Werbeanlage zulässig. 
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3. Anforderungen an die Gestaltung und Nutzung der unbebauten Flä-
chen der bebauten Grundstücke (§ 74 (1) 3 LBO) 

 

  

Einfriedungen 
 
Einfriedungen entlang öffentlicher Verkehrs-, Wege- und Grünflächen sind bis 
maximal 2,0 m Höhe zulässig. Unterer Bezugspunkt ist die Höhe der angren-
zenden Verkehrs-, Wege- und Grünflächen. 
 
Entlang öffentlicher Verkehrs-, Wege- und Grünflächen ist mit Einfriedungen 
ein Mindestabstand von 0,5 m einzuhalten. 
 
Einfriedungen sind durchsehbar (z.B. Zaun usw.) zu gestalten. Geschlossene, 
nicht durchsichtige Einfriedungselemente sind nur auf einer Länge von 10 % 
zulässig. 
 

  

Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen 
 
Die unbebauten und unbefestigten Flächen der bebauten Grundstücke sind als 
Grünfläche anzulegen und zu pflegen. 
 
Offene Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen, versickerungsfähigen Belä-
gen herzustellen. 
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III. HINWEISE 
zum Bebauungsplan „Oberer Wasen II – 3. Änderung“ 
und zu den örtlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan 

 
 

1. Im Planungsgebiet sind bisher noch keine archäologischen Fundplätze bekannt geworden. 
Es ist jedoch nie vollständig auszuschließen, dass im Rahmen von Bodeneingriffen archäo-
logische Funde und / oder Befunde zutage treten können. Gemäß § 20 Denkmalschutzge-
setz ist in einem solchen Fall die Kreisarchäologie Göppingen und das Regierungspräsidium 
Stuttgart / Ref. 86 Denkmalpflege umgehend zu benachrichtigen. Funde/Befunde sind bis 
zum Ablauf des vierten Werktags nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die zuständigen Stellen mit einer Verkürzung der Frist einverstanden sind. Auf 
die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. 
 
Darüber hinaus können bei tiefer in den Untergrund eingreifenden Maßnahmen jederzeit 
auch archäologisch/paläontologisch wichtige Tier- und Pflanzenreste zutage treten. Nach 
§ 2 des Denkmalschutzgesetzes unterliegen entsprechende organische Reste und Fossilien 
ebenfalls dem Denkmalschutz, so dass zumindest auffällige Versteinerungen und Knochen 
meldepflichtig sind. 
 

2. Regelung zum Schutz des Bodens: Gem. § 1 a (2 u. 3) BauGB, § 202 BauGB, §§ 1, 2 u. 7 
BBodSchG ist mit dem Boden sparsam und schonend umzugehen. Beeinträchtigungen der 
natürlichen Bodenfunktionen sind so weit als möglich zu vermeiden. 
 
Sämtlicher auf dem Gelände befindlicher Oberboden (Mutterboden), der für die Bebauung 
abgetragen werden muss, ist von Arbeitsbeginn in der anstehenden Tiefe zu sichern und 
nach Möglichkeit innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans zu verwerten. Der 
Oberboden ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Vergeudung zu 
schützen (Schutz des Mutterbodens gemäß § 202 BauGB). Bei erforderlichen Geländeauf-
schüttungen innerhalb des Baugebietes darf der Mutterboden des Urgeländes nicht über-
schüttet werden, sondern ist zuvor abzuschieben. Für Auffüllungen ist ausschließlich Aus-
hubmaterial (Unterboden) zu verwenden. Der erforderliche Bodenabtrag ist schonend und 
unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unterboden durchzuführen. Unnötiges Be-
fahren oder Zerstören von Mutterboden auf verbleibenden Flächen ist nicht zulässig. 
 

3. Wird die Erdgeschossfußbodenhöhe unterhalb der Rückstauebene festgelegt, sind bei der 
Planung der Grundstücksentwässerung die in der DIN 1986 Teil 1 Abschnitt 7 festgelegten 
Bedingungen besonders zu beachten (Heben über die Rückstauebene, Rückstauschleife). 
 

4. Objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 und Gründungsberatung durch 
ein privates Ingenieurbüro werden empfohlen. 
 

5. Planergänzende Normen und Richtlinien 
 
Technische Normen, auf die im Bebauungsplan Bezug genommen werden, können an den 
Bibliotheken der technischen Hochschulen in Baden-Württemberg eingesehen werden. Eine 
Übersicht der Teilnehmenden Hochschulen kann auf der Homepage des Beuth-Verlages als 
Herausgeber der Normen abgefragt werden. 


